Anwaltschaft für Menschen mit Behinderung – Newsletter 09/2017
In dieser Ausgabe:

11. Österreichische Nationalratswahl 2017 – allgemeine Informationen zur Wahl und Interviews mit SpitzenpolitikerInnen zu behindertenrelevanten Themen


22. Bericht der Bundesregierung über die Lage der Menschen mit Behinderungen in Österreich 2016


43. In eigener Sache: Anwaltschaft für Menschen mit Behinderung erhält ein neues Büro




1. Österreichische Nationalratswahl 2017 – allgemeine Informationen zur Wahl und Interviews mit SpitzenpolitikerInnen zu behindertenrelevanten Themen
In Österreich findet am 15. Oktober 2017 die vorgezogene Nationalratswahl statt. Nach vorläufigen Zahlen sind 6.399.054 ÖsterreicherInnen wahlberechtigt. Rund 20% der österreichischen Bevölkerung sind Menschen mit einer Behinderung, die gleichermaßen wahlberechtigt sind – auch Menschen mit Lernschwierigkeiten sind nicht von der Wahl ausgenommen. 

Grundsätzlich wird die Stimme im jeweiligen Wahllokal abgegeben. Man kann aber die Stimme zur Nationalratswahl auch mittels des Besuches durch die „besondere Wahlbehörde“ (Hausbesuch) abgeben. Die Möglichkeit der Briefwahl gibt es auch bei dieser Wahl.

Durch die Briefwahl ergibt sich unter anderem für Menschen mit Behinderung, älteren und kranken Personen die Möglichkeit, ihre Stimme mittels Wahlkarte postalisch abzugeben. 
Eine Wahlkarte (Briefwahl) muss schriftlich oder mündlich beantragt werden. Eine telefonische Beantragung ist nicht möglich. Der Nachweis der Identität der antragstellenden Person erfolgt durch einen amtlichen Lichtbildausweis oder durch die Angabe der Passnummer und ist entweder bei der Antragstellung oder bei der Zustellung der Wahlkarte durchzuführen.

„Bewohnern von Pflegeheimen darf eine Wahlkarte nur persönlich zugestellt werden. Wird eine Wahlkarte durch Boten überbracht, darf diese von ihm nicht sofort wieder mitgenommen werden.“

Allgemeine Informationen zur österreichischen Nationalratswahl 2017 finden Sie unter nationalratswahl.at/ .

„Sie können die Wahlkarte bei der Gemeinde, in deren Wählerevidenz Sie eingetragen sind - in der Regel wo man seinen Hauptwohnsitz hat -, mündlich oder schriftlich (im Postweg, per Telefax, per E-Mail oder über die Internetmaske der Gemeinde) (…) beantragen. Eine telefonische Beantragung ist nicht zulässig!“ 
Am 11. Oktober 2017 ist der letzte Zeitpunkt für schriftliche Anträge auf Wahlkartenausstellung. Am 13. Oktober ist der letzte Zeitpunkt für mündliche Anträge auf Wahlkartenausstellung (siehe www.help.gv.at/). 
Die ausgefüllte Wahlkarte muss spätestens bis Sonntag, 15. Oktober 2017, 17.00 Uhr bei der Bezirkswahlbehörde eingelangt sein, um in die Ergebnisermittlung einbezogen werden zu können.
Die Stadt Wien hat eine Zusammenstellung von wichtigen allgemeinen Informationen rund um das Thema Wahlen und Behinderung zusammengestellt. Sie finden alle Informationen hier.
Die Internetseite www.rechtleicht.at beschäftigt sich mit Politik, Recht und Demokratie und erklärt die unterschiedlichen Themen einfach und übersichtlich. Auf dieser Internetseite wird auch in leichter Sprache erklärt, wie es zu Gesetzen kommt. Es gibt hier auch wichtige Gesetzestexte in leichter Sprache. Auch wird das Thema Wahlen behandelt, sowie die Nationalratswahl 2017. Informationen zur Österreichischen Nationalratswahl in leichter Sprache finden Sie unter anderem hier.
Viele Themen und unterschiedliche Standpunkte prägen den Wahlkampf bzw. die Parteiprogramme der jeweiligen Parteien. Vor allem sind auch behindertenrelevante Themen für Menschen mit einer Behinderung bzw. Beeinträchtigung von großem Interesse bzw. großer Relevanz. Hier einen Überblick zu erhalten ist oft schwierig, da die antretenden Parteien ihre jeweilige Position oft nicht in voller Klarheit darlegen.
Nun startete der Österreichische Behindertenrat (ehemals ÖAR) eine Reihe von Interviews mit SpitzenpolitikerInnen der unterschiedlichen Parteien. 

„Angesprochen werden Arbeitsmarktthemen, Mindestsicherung, Bildung, Persönliche Assistenz oder Pflege. (…) Behindertenrat-Präsident Herbert Pichler, Vizepräsident Klaus Widl und monat-Chefredakteurin Barbara Forstner wollen wissen, wie sich die Parteien, so sie gewählt werden, für Menschen mit Behinderungen einsetzen werden.“

Alle Interviews werden in der kostenpflichtigen Zeitschrift „monat - Sozialpolitische Rundschau“ veröffentlicht – sie ist eine Zeitschrift vom Österreichischen Behindertenrat - Dachverband der Behindertenverbände Österreichs.

Weitere Informationen zur Zeitschrift „monat“ finden Sie hier.

Informationen entnommen aus:

https://www.behindertenarbeit.at/59332/oesterreichischer-behindertenrat-startet-interviewreihe-mit-spitzenpolitikern/
https://www.help.gv.at/Portal.Node/hlpd/public/content/32/Seite.320730.html 
http://rechtleicht.at/politisch-aktiv-werden/nationalratswahl-2017/ 
2. Bericht der Bundesregierung über die Lage der Menschen mit Behinderungen in Österreich 2016
In Österreich leben rund 1,3 Millionen Menschen (Seite 248, Tabelle 32: Dauerhaft beeinträchtigte Personen nach Art der Beeinträchtigung, Geschlecht und Alter), die in irgendeiner Form eine Beeinträchtigung haben. 

Oft werden die Existenz bzw. die Bedürfnisse von Menschen mit Behinderung nicht bewusst wahrgenommen. Daraus resultierend gibt es nach wie vor erhebliche Problemfelder, wenn es darum geht, Menschen mit Behinderung ein selbstbestimmtes bzw. gleichberechtigtes Leben zu ermöglichen. 

Jede Epoche, jede Ära, jede Gruppierung, jede soziale Schicht hat bzw. hatte eigene Strategien im Umgang mit Menschen mit Behinderung, Menschen die nicht dem momentanen Zeitgeist entsprechen bzw. entsprachen.

Selbstbestimmung, Chancengleichheit und Barrierefreiheit werden immer mehr zu öffentlichen Themen. So versuchte man in den letzten Jahren die Grundidee der vollen Teilhabe am Leben, der Gesellschaft mit allen Pflichten und Rechten für Menschen mit Behinderung zu ermöglichen und zu forcieren. Es wurden vor allem durch NGOs (Nichtregierungsorganisationen) vermehrt Versuche, Initiativen und Modelle ins Leben gerufen um diese Entwicklung voran zu treiben. Seitens des Österreichischen Staates müsste dieses Ziel durch Gesetzte und Verordnungen für Menschen mit Behinderung in umsetzbares (Grund-)Recht umgesetzt und durchsetzbar gemacht werden.

Um den jeweiligen Ist-Zustand zu eruieren, wurde im Bundesbehindertengesetz -BBG (BGBl. Nr. 283/1990, §13 a, Abs. 1) festgelegt, dass „(…) in regelmäßigen Abständen ein Bericht über die Lage der behinderten Menschen in Österreich zu erstellen“ ist. In den Jahren 2003 und 2008 wurden bereits entsprechende Berichte publiziert.

Nun wurde der neue „Bericht der Bundesregierung über die Lage der Menschen mit Behinderungen in Österreich 2016“ präsentiert. Hierbei wird der aktuelle Stand der Entwicklungen der Jahre 2008-2016 im Bereich Behinderung vorgelegt. Im Anhang des Berichts gibt es den Bericht des Behindertenanwaltes. Auch gibt es erstmals Beiträge der Bundesländer, vom Dachverband der Behindertenverbände-Österreichische Behindertenrat (ehem. ÖAR) und vom Monitoringausschuss, sowie die Mikrozensus – Zusatzerhebung der Statistik Austria 2015. 
Unter Berücksichtigung der UN-Konvention für die Rechte von Menschen mit Behinderungen, dem Nationalen Aktionsplan und weiteren gesetzlichen Bestimmungen gibt es bereits einige regulative Maßnahmen. Es hat zwar ein spürbares Umdenken in der Gesellschaft bzw. in den Menschen selbst eingesetzt, aber es sind nach wie vor viele Problemfelder bekannt, jedoch nicht beseitigt.

Sie können den „Bericht der Bundesregierung über die Lage der Menschen mit Behinderungen in Österreich 2016“ hier kostenlos herunterladen.

Bestellinfos: Kostenlos zu beziehen über das Broschürenservice des Sozialministeriums unter der Telefonnummer 01 711 00-86 25 25 oder per E-Mail unter broschuerenservice@sozialministerium.at 

Bundesbehindertengesetz –BBG: http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008713
Informationen entnommen aus:

https://www.bizeps.or.at/3-bericht-der-bundesregierung-ueber-die-lage-der-menschen-mit-behinderung-erschienen/
http://derstandard.at/2000062967027/Noch-einiges-zu-tun-fuer-Menschen-mit-Behinderung  
3. In eigener Sache: Anwaltschaft für Menschen mit Behinderung erhält ein neues Büro 
Das Team der Anwaltschaft für Menschen mit Behinderung übersiedelt in ein neues Büro. Ab 2. Oktober 2017 finden Sie uns im Palais Trauttmansdorff, Zugang: Bürgergasse 5/ 4. Stock, 8010 Graz. 

Auch das nueva-Team wird in diese neuen Räumlichkeiten ziehen und damit werden alle MitarbeiterInnen der Anwaltschaft an diesem Standort arbeiten. 

Wir sind weiterhin unter der bekannten Telefonnummer und E-Mail-Adresse erreichbar.
F.d.I.v.: Gernot Bisail

------------------------------------------------------------------

Amt der Steiermärkischen Landesregierung
Anwaltschaft für Menschen mit Behinderung
Joanneumring 20A
8010 Graz
Telefon: 0316/877-2745
Fax: 0316/877-5505

E-Mail: amb@stmk.gv.at 

Internet: www.behindertenanwalt.steiermark.at 
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